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und ihren Grund von Amts wegen einzutragen. 4 Im Falle des Absatzes 2 Nr. 3
entfällt die Eintragung der Auflösung.

§ 290 Abwicklung. (1) Die Abwicklung besorgen alle persönlich haftenden
Gesellschafter und eine oder mehrere von der Hauptversammlung gewählte
Personen als Abwickler, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt.
(2) Die Bestellung oder Abberufung von Abwicklern durch das Gericht

kann auch jeder persönlich haftende Gesellschafter beantragen.
(3) 1 Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen Vermögenslosigkeit auf-

gelöst, so findet eine Abwicklung nur statt, wenn sich nach der Löschung
herausstellt, daß Vermögen vorhanden ist, das der Verteilung unterliegt. 2Die
Abwickler sind auf Antrag eines Beteiligten durch das Gericht zu ernennen.

Drittes Buch. Verbundene Unternehmen

Erster Teil. Unternehmensverträge
Erster Abschnitt. Arten von Unternehmensverträgen

§ 291 Beherrschungsvertrag. Gewinnabführungsvertrag. (1) 1Unter-
nehmensverträge sind Verträge, durch die eine Aktiengesellschaft oder Kom-
manditgesellschaft auf Aktien die Leitung ihrer Gesellschaft einem anderen
Unternehmen unterstellt (Beherrschungsvertrag) oder sich verpflichtet, ihren
ganzen Gewinn an ein anderes Unternehmen abzuführen (Gewinnabführungs-
vertrag). 2Als Vertrag über die Abführung des ganzen Gewinns gilt auch ein
Vertrag, durch den eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf
Aktien es übernimmt, ihr Unternehmen für Rechnung eines anderen Unter-
nehmens zu führen.
(2) Stellen sich Unternehmen, die voneinander nicht abhängig sind, durch

Vertrag unter einheitliche Leitung, ohne daß dadurch eines von ihnen von
einem anderen vertragschließenden Unternehmen abhängig wird, so ist dieser
Vertrag kein Beherrschungsvertrag.
(3) Leistungen der Gesellschaft bei Bestehen eines Beherrschungs- oder eines

Gewinnabführungsvertrags gelten nicht als Verstoß gegen die §§ 57, 58 und 60.

§ 292 Andere Unternehmensverträge. (1) Unternehmensverträge sind
ferner Verträge, durch die eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft
auf Aktien
1. sich verpflichtet, ihren Gewinn oder den Gewinn einzelner ihrer Betriebe
ganz oder zum Teil mit dem Gewinn anderer Unternehmen oder einzelner
Betriebe anderer Unternehmen zur Aufteilung eines gemeinschaftlichen
Gewinns zusammenzulegen (Gewinngemeinschaft),

2. sich verpflichtet, einen Teil ihres Gewinns oder den Gewinn einzelner ihrer
Betriebe ganz oder zum Teil an einen anderen abzuführen (Teilgewinnabfüh-
rungsvertrag),

3. den Betrieb ihres Unternehmens einem anderen verpachtet oder sonst über-
läßt (Betriebspachtvertrag, Betriebsüberlassungsvertrag).

(2) Ein Vertrag über eine Gewinnbeteiligung mit Mitgliedern von Vorstand
und Aufsichtsrat oder mit einzelnen Arbeitnehmern der Gesellschaft sowie eine

1. Teil. Unternehmensverträge §§ 290–292 AktG 1
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Abrede über eine Gewinnbeteiligung im Rahmen von Verträgen des laufenden
Geschäftsverkehrs oder Lizenzverträgen ist kein Teilgewinnabführungsvertrag.
(3) 1Ein Betriebspacht- oder Betriebsüberlassungsvertrag und der Beschluß,

durch den die Hauptversammlung dem Vertrag zugestimmt hat, sind nicht
deshalb nichtig, weil der Vertrag gegen die §§ 57, 58 und 60 verstößt. 2 Satz 1
schließt die Anfechtung des Beschlusses wegen dieses Verstoßes nicht aus.

Zweiter Abschnitt. Abschluß, Änderung und Beendigung von
Unternehmensverträgen

§ 293 Zustimmung der Hauptversammlung. (1) 1Ein Unternehmens-
vertrag wird nur mit Zustimmung der Hauptversammlung wirksam. 2Der
Beschluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel des bei der Be-
schlußfassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. 3Die Satzung kann eine grö-
ßere Kapitalmehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen. 4Auf den Beschluß
sind die Bestimmungen des Gesetzes und der Satzung über Satzungsänderungen
nicht anzuwenden.
(2) 1Ein Beherrschungs- oder ein Gewinnabführungsvertrag wird, wenn der

andere Vertragsteil eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak-
tien ist, nur wirksam, wenn auch die Hauptversammlung dieser Gesellschaft
zustimmt. 2 Für den Beschluß gilt Absatz 1 Satz 2 bis 4 sinngemäß.
(3) Der Vertrag bedarf der schriftlichen Form.

§ 293a Bericht über den Unternehmensvertrag. (1) 1Der Vorstand jeder
an einem Unternehmensvertrag beteiligten Aktiengesellschaft oder Komman-
ditgesellschaft auf Aktien hat, soweit die Zustimmung der Hauptversammlung
nach § 293 erforderlich ist, einen ausführlichen schriftlichen Bericht zu erstat-
ten, in dem der Abschluß des Unternehmensvertrags, der Vertrag im einzelnen
und insbesondere Art und Höhe des Ausgleichs nach § 304 und der Abfindung
nach § 305 rechtlich und wirtschaftlich erläutert und begründet werden; der
Bericht kann von den Vorständen auch gemeinsam erstattet werden. 2Auf
besondere Schwierigkeiten bei der Bewertung der vertragschließenden Unter-
nehmen sowie auf die Folgen für die Beteiligungen der Aktionäre ist hin-
zuweisen.
(2) 1 In den Bericht brauchen Tatsachen nicht aufgenommen zu werden,

deren Bekanntwerden geeignet ist, einem der vertragschließenden Unterneh-
men oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nach-
teil zuzufügen. 2 In diesem Falle sind in dem Bericht die Gründe, aus denen die
Tatsachen nicht aufgenommen worden sind, darzulegen.
(3) Der Bericht ist nicht erforderlich, wenn alle Anteilsinhaber aller betei-

ligten Unternehmen auf seine Erstattung durch öffentlich beglaubigte Erklä-
rung verzichten.

§ 293b Prüfung des Unternehmensvertrags. (1) Der Unternehmensver-
trag ist für jede vertragschließende Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell-
schaft auf Aktien durch einen oder mehrere sachverständige Prüfer (Vertrags-
prüfer) zu prüfen, es sei denn, daß sich alle Aktien der abhängigen Gesellschaft
in der Hand des herrschenden Unternehmens befinden.
(2) § 293a Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

1 AktG §§ 293–293b 3. Buch. Verbundene Unternehmen



141

§ 293c Bestellung der Vertragsprüfer. (1) 1Die Vertragsprüfer werden
jeweils auf Antrag der Vorstände der vertragschließenden Gesellschaften vom
Gericht ausgewählt und bestellt. 2 Sie können auf gemeinsamen Antrag der
Vorstände für alle vertragschließenden Gesellschaften gemeinsam bestellt wer-
den. 3Zuständig ist das Landgericht, in dessen Bezirk die abhängige Gesellschaft
ihren Sitz hat. 4 Ist bei dem Landgericht eine Kammer für Handelssachen
gebildet, so entscheidet deren Vorsitzender an Stelle der Zivilkammer. 5 Für den
Ersatz von Auslagen und für die Vergütung der vom Gericht bestellten Prüfer
gilt § 318 Abs. 5 des Handelsgesetzbuchs.
(2) § 10 Abs. 3 bis 5 des Umwandlungsgesetzes1) gilt entsprechend.

§ 293d2) Auswahl, Stellung und Verantwortlichkeit der Vertragsprü-
fer. (1) 1 Für die Auswahl und das Auskunftsrecht der Vertragsprüfer gelten
§ 319 Abs. 1 bis 4, § 319b Abs. 1, § 320 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 und 2
des Handelsgesetzbuchs entsprechend. 2Bei einer Gesellschaft, die Unterneh-
men von öffentlichem Interesse nach § 316a Satz 2 des Handelsgesetzbuchs ist,
gilt für die Auswahl des Vertragsprüfers neben Satz 1 auch Artikel 5 Absatz 1
der Verordnung (EU) Nr. 537/20143) entsprechend mit der Maßgabe, dass an
die Stelle der in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a und b der
Verordnung (EU) Nr. 537/20143) genannten Zeiträume der Zeitraum zwischen
dem Beginn des Geschäftsjahres, welches dem Geschäftsjahr vorausgeht, in dem
der Unternehmensvertrag geschlossen wurde, und dem Zeitpunkt, in dem der
Vertragsprüfer den Prüfungsbericht nach § 293e erstattet hat, tritt. 3Das Aus-
kunftsrecht besteht gegenüber den vertragschließenden Unternehmen und
gegenüber einem Konzernunternehmen sowie einem abhängigen und einem
herrschenden Unternehmen.
(2) 1 Für die Verantwortlichkeit der Vertragsprüfer, ihrer Gehilfen und der

bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Vertreter einer Prüfungsgesellschaft
gilt § 323 des Handelsgesetzbuchs entsprechend. 2Die Verantwortlichkeit be-
steht gegenüber den vertragschließenden Unternehmen und deren Anteilsinha-
bern.

§ 293e Prüfungsbericht. (1) 1Die Vertragsprüfer haben über das Ergebnis
der Prüfung schriftlich zu berichten. 2Der Prüfungsbericht ist mit einer Erklä-
rung darüber abzuschließen, ob der vorgeschlagene Ausgleich oder die vor-
geschlagene Abfindung angemessen ist. 3Dabei ist anzugeben,
1. nach welchen Methoden Ausgleich und Abfindung ermittelt worden sind;
2. aus welchen Gründen die Anwendung dieser Methoden angemessen ist;
3. welcher Ausgleich oder welche Abfindung sich bei der Anwendung ver-
schiedener Methoden, sofern mehrere angewandt worden sind, jeweils er-
geben würde; zugleich ist darzulegen, welches Gewicht den verschiedenen
Methoden bei der Bestimmung des vorgeschlagenen Ausgleichs oder der
vorgeschlagenen Abfindung und der ihnen zugrunde liegenden Werte bei-
gemessen worden ist und welche besonderen Schwierigkeiten bei der Be-
wertung der vertragschließenden Unternehmen aufgetreten sind.
(2) § 293a Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

1)Nr. 4.
2) Beachte hierzu Übergangsvorschrift in § 26k EGAktG (Nr. 2).
3)Nr. 13.

1. Teil. Unternehmensverträge §§ 293c–293e AktG 1
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§ 293f Vorbereitung der Hauptversammlung. (1) Von der Einberufung
der Hauptversammlung an, die über die Zustimmung zu dem Unternehmens-
vertrag beschließen soll, sind in dem Geschäftsraum jeder der beteiligten Ak-
tiengesellschaften oder Kommanditgesellschaften auf Aktien zur Einsicht der
Aktionäre auszulegen
1. der Unternehmensvertrag;
2. die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der vertragschließenden Unter-
nehmen für die letzten drei Geschäftsjahre;

3. die nach § 293a erstatteten Berichte der Vorstände und die nach § 293e
erstatteten Berichte der Vertragsprüfer.

(2) Auf Verlangen ist jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Ab-
schrift der in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen zu erteilen.
(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 entfallen, wenn die in

Absatz 1 bezeichneten Unterlagen für denselben Zeitraum über die Internetsei-
te der Gesellschaft zugänglich sind.

§ 293g Durchführung der Hauptversammlung. (1) In der Hauptver-
sammlung sind die in § 293f Abs. 1 bezeichneten Unterlagen zugänglich zu
machen.
(2) 1Der Vorstand hat den Unternehmensvertrag zu Beginn der Verhandlung

mündlich zu erläutern. 2Er ist der Niederschrift als Anlage beizufügen.
(3) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft

auch über alle für den Vertragschluß wesentlichen Angelegenheiten des anderen
Vertragsteils zu geben.

§ 294 Eintragung. Wirksamwerden. (1) 1Der Vorstand der Gesellschaft
hat das Bestehen und die Art des Unternehmensvertrages sowie den Namen
des anderen Vertragsteils zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden;
beim Bestehen einer Vielzahl von Teilgewinnabführungsverträgen kann anstelle
des Namens des anderen Vertragsteils auch eine andere Bezeichnung einge-
tragen werden, die den jeweiligen Teilgewinnabführungsvertrag konkret be-
stimmt. 2Der Anmeldung sind der Vertrag sowie, wenn er nur mit Zustim-
mung der Hauptversammlung des anderen Vertragsteils wirksam wird, die
Niederschrift dieses Beschlusses und ihre Anlagen in Urschrift, Ausfertigung
oder öffentlich beglaubigter Abschrift beizufügen.
(2) Der Vertrag wird erst wirksam, wenn sein Bestehen in das Handels-

register des Sitzes der Gesellschaft eingetragen worden ist.

§ 295 Änderung. (1) 1Ein Unternehmensvertrag kann nur mit Zustimmung
der Hauptversammlung geändert werden. 2 §§ 293 bis 294 gelten sinngemäß.
(2) 1Die Zustimmung der Hauptversammlung der Gesellschaft zu einer

Änderung der Bestimmungen des Vertrags, die zur Leistung eines Ausgleichs an
die außenstehenden Aktionäre der Gesellschaft oder zum Erwerb ihrer Aktien
verpflichten, bedarf, um wirksam zu werden, eines Sonderbeschlusses der
außenstehenden Aktionäre. 2 Für den Sonderbeschluß gilt § 293 Abs. 1 Satz 2
und 3. 3 Jedem außenstehenden Aktionär ist auf Verlangen in der Versammlung,
die über die Zustimmung beschließt, Auskunft auch über alle für die Änderung
wesentlichen Angelegenheiten des anderen Vertragsteils zu geben.

1 AktG §§ 293f–295 3. Buch. Verbundene Unternehmen
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§ 296 Aufhebung. (1) 1Ein Unternehmensvertrag kann nur zum Ende des
Geschäftsjahrs oder des sonst vertraglich bestimmten Abrechnungszeitraums
aufgehoben werden. 2Eine rückwirkende Aufhebung ist unzulässig. 3Die Auf-
hebung bedarf der schriftlichen Form.
(2) 1Ein Vertrag, der zur Leistung eines Ausgleichs an die außenstehenden

Aktionäre oder zum Erwerb ihrer Aktien verpflichtet, kann nur aufgehoben
werden, wenn die außenstehenden Aktionäre durch Sonderbeschluß zustim-
men. 2Für den Sonderbeschluß gilt § 293 Abs. 1 Satz 2 und 3, § 295 Abs. 2
Satz 3 sinngemäß.

§ 297 Kündigung. (1) 1Ein Unternehmensvertrag kann aus wichtigem
Grunde ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 2Ein wich-
tiger Grund liegt namentlich vor, wenn der andere Vertragsteil voraussichtlich
nicht in der Lage sein wird, seine auf Grund des Vertrags bestehenden Ver-
pflichtungen zu erfüllen.
(2) 1Der Vorstand der Gesellschaft kann einen Vertrag, der zur Leistung eines

Ausgleichs an die außenstehenden Aktionäre der Gesellschaft oder zum Erwerb
ihrer Aktien verpflichtet, ohne wichtigen Grund nur kündigen, wenn die
außenstehenden Aktionäre durch Sonderbeschluß zustimmen. 2Für den Son-
derbeschluß gilt § 293 Abs. 1 Satz 2 und 3, § 295 Abs. 2 Satz 3 sinngemäß.
(3) Die Kündigung bedarf der schriftlichen Form.

§ 298 Anmeldung und Eintragung. Der Vorstand der Gesellschaft hat die
Beendigung eines Unternehmensvertrags, den Grund und den Zeitpunkt der
Beendigung unverzüglich zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

§ 299 Ausschluß von Weisungen. Auf Grund eines Unternehmensvertrags
kann der Gesellschaft nicht die Weisung erteilt werden, den Vertrag zu ändern,
aufrechtzuerhalten oder zu beendigen.

Dritter Abschnitt. Sicherung der Gesellschaft und der Gläubiger
§ 300 Gesetzliche Rücklage. In die gesetzliche Rücklage sind an Stelle des
in § 150 Abs. 2 bestimmten Betrags einzustellen,
1. wenn ein Gewinnabführungsvertrag besteht, aus dem ohne die Gewinn-
abführung entstehenden, um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr gemin-
derten Jahresüberschuß der Betrag, der erforderlich ist, um die gesetzliche
Rücklage unter Hinzurechnung einer Kapitalrücklage innerhalb der ersten
fünf Geschäftsjahre, die während des Bestehens des Vertrags oder nach
Durchführung einer Kapitalerhöhung beginnen, gleichmäßig auf den zehn-
ten oder den in der Satzung bestimmten höheren Teil des Grundkapitals
aufzufüllen, mindestens aber der in Nummer 2 bestimmte Betrag;

2. wenn ein Teilgewinnabführungsvertrag besteht, der Betrag, der nach § 150
Abs. 2 aus dem ohne die Gewinnabführung entstehenden, um einen Verlust-
vortrag aus dem Vorjahr geminderten Jahresüberschuß in die gesetzliche
Rücklage einzustellen wäre;

3. wenn ein Beherrschungsvertrag besteht, ohne daß die Gesellschaft auch zur
Abführung ihres ganzen Gewinns verpflichtet ist, der zur Auffüllung der
gesetzlichen Rücklage nach Nummer 1 erforderliche Betrag, mindestens
aber der in § 150 Abs. 2 oder, wenn die Gesellschaft verpflichtet ist, ihren
Gewinn zum Teil abzuführen, der in Nummer 2 bestimmte Betrag.

1. Teil. Unternehmensverträge §§ 296–300 AktG 1
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§ 301 Höchstbetrag der Gewinnabführung. 1Eine Gesellschaft kann,
gleichgültig welche Vereinbarungen über die Berechnung des abzuführenden
Gewinns getroffen worden sind, als ihren Gewinn höchstens den ohne die
Gewinnabführung entstehenden Jahresüberschuss, vermindert um einen Ver-
lustvortrag aus dem Vorjahr, um den Betrag, der nach § 300 in die gesetzlichen
Rücklagen einzustellen ist, und den nach § 268 Abs. 8 des Handelsgesetzbuchs
ausschüttungsgesperrten Betrag, abführen. 2 Sind während der Dauer des Ver-
trags Beträge in andere Gewinnrücklagen eingestellt worden, so können diese
Beträge den anderen Gewinnrücklagen entnommen und als Gewinn abgeführt
werden.

§ 302 Verlustübernahme. (1) Besteht ein Beherrschungs- oder ein Ge-
winnabführungsvertrag, so hat der andere Vertragsteil jeden während der Ver-
tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit dieser
nicht dadurch ausgeglichen wird, daß den anderen Gewinnrücklagen Beträge
entnommen werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden
sind.
(2) Hat eine abhängige Gesellschaft den Betrieb ihres Unternehmens dem

herrschenden Unternehmen verpachtet oder sonst überlassen, so hat das herr-
schende Unternehmen jeden während der Vertragsdauer sonst entstehenden
Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit die vereinbarte Gegenleistung das an-
gemessene Entgelt nicht erreicht.
(3) 1Die Gesellschaft kann auf den Anspruch auf Ausgleich erst drei Jahre

nach dem Tage, an dem die Eintragung der Beendigung des Vertrags in das
Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetzbuchs bekannt gemacht worden
ist, verzichten oder sich über ihn vergleichen. 2Dies gilt nicht, wenn der
Ausgleichspflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung des Insol-
venzverfahrens mit seinen Gläubigern vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht in
einem Insolvenzplan oder Restrukturierungsplan geregelt wird. 3Der Verzicht
oder Vergleich wird nur wirksam, wenn die außenstehenden Aktionäre durch
Sonderbeschluß zustimmen und nicht eine Minderheit, deren Anteile zusam-
men den zehnten Teil des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals
erreichen, zur Niederschrift Widerspruch erhebt.
(4) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften verjähren in zehn Jahren seit dem

Tag, an dem die Eintragung der Beendigung des Vertrags in das Handelsregister
nach § 10 des Handelsgesetzbuchs bekannt gemacht worden ist.

§ 303 Gläubigerschutz. (1) 1Endet ein Beherrschungs- oder ein Gewinn-
abführungsvertrag, so hat der andere Vertragsteil den Gläubigern der Gesell-
schaft, deren Forderungen begründet worden sind, bevor die Eintragung der
Beendigung des Vertrags in das Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetz-
buchs bekannt gemacht worden ist, Sicherheit zu leisten, wenn sie sich binnen
sechs Monaten nach der Bekanntmachung der Eintragung zu diesem Zweck
bei ihm melden. 2Die Gläubiger sind in einer Bekanntmachung zu der Ein-
tragung auf dieses Recht hinzuweisen.
(2) Das Recht, Sicherheitsleistung zu verlangen, steht Gläubigern nicht zu,

die im Fall des Insolvenzverfahrens ein Recht auf vorzugsweise Befriedigung
aus einer Deckungsmasse haben, die nach gesetzlicher Vorschrift zu ihrem
Schutz errichtet und staatlich überwacht ist.

1 AktG §§ 301–303 3. Buch. Verbundene Unternehmen



145

(3) 1 Statt Sicherheit zu leisten, kann der andere Vertragsteil sich für die
Forderung verbürgen. 2 § 349 des Handelsgesetzbuchs über den Ausschluß der
Einrede der Vorausklage ist nicht anzuwenden.

Vierter Abschnitt. Sicherung der außenstehenden Aktionäre bei
Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträgen

§ 304 Angemessener Ausgleich. (1) 1Ein Gewinnabführungsvertrag muß
einen angemessenen Ausgleich für die außenstehenden Aktionäre durch eine
auf die Anteile am Grundkapital bezogene wiederkehrende Geldleistung (Aus-
gleichszahlung) vorsehen. 2Ein Beherrschungsvertrag muß, wenn die Gesell-
schaft nicht auch zur Abführung ihres ganzen Gewinns verpflichtet ist, den
außenstehenden Aktionären als angemessenen Ausgleich einen bestimmten
jährlichen Gewinnanteil nach der für die Ausgleichszahlung bestimmten Höhe
garantieren. 3Von der Bestimmung eines angemessenen Ausgleichs kann nur
abgesehen werden, wenn die Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschlußfassung
ihrer Hauptversammlung über den Vertrag keinen außenstehenden Aktionär
hat.
(2) 1Als Ausgleichszahlung ist mindestens die jährliche Zahlung des Betrags

zuzusichern, der nach der bisherigen Ertragslage der Gesellschaft und ihren
künftigen Ertragsaussichten unter Berücksichtigung angemessener Abschrei-
bungen und Wertberichtigungen, jedoch ohne Bildung anderer Gewinnrück-
lagen, voraussichtlich als durchschnittlicher Gewinnanteil auf die einzelne Aktie
verteilt werden könnte. 2 Ist der andere Vertragsteil eine Aktiengesellschaft oder
Kommanditgesellschaft auf Aktien, so kann als Ausgleichszahlung auch die
Zahlung des Betrags zugesichert werden, der unter Herstellung eines angemes-
senen Umrechnungsverhältnisses auf Aktien der anderen Gesellschaft jeweils als
Gewinnanteil entfällt. 3Die Angemessenheit der Umrechnung bestimmt sich
nach dem Verhältnis, in dem bei einer Verschmelzung auf eine Aktie der
Gesellschaft Aktien der anderen Gesellschaft zu gewähren wären.
(3) 1Ein Vertrag, der entgegen Absatz 1 überhaupt keinen Ausgleich vor-

sieht, ist nichtig. 2Die Anfechtung des Beschlusses, durch den die Hauptver-
sammlung der Gesellschaft dem Vertrag oder einer unter § 295 Abs. 2 fallenden
Änderung des Vertrags zugestimmt hat, kann nicht auf § 243 Abs. 2 oder darauf
gestützt werden, daß der im Vertrag bestimmte Ausgleich nicht angemessen ist.
3 Ist der im Vertrag bestimmte Ausgleich nicht angemessen, so hat das in § 2 des
Spruchverfahrensgesetzes1) bestimmte Gericht auf Antrag den vertraglich ge-
schuldeten Ausgleich zu bestimmen, wobei es, wenn der Vertrag einen nach
Absatz 2 Satz 2 berechneten Ausgleich vorsieht, den Ausgleich nach dieser
Vorschrift zu bestimmen hat.
(4) Bestimmt das Gericht den Ausgleich, so kann der andere Vertragsteil den

Vertrag binnen zwei Monaten nach Rechtskraft der Entscheidung ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist kündigen.

§ 305 Abfindung. (1) Außer der Verpflichtung zum Ausgleich nach § 304
muß ein Beherrschungs- oder ein Gewinnabführungsvertrag die Verpflichtung
des anderen Vertragsteils enthalten, auf Verlangen eines außenstehenden Aktio-
närs dessen Aktien gegen eine im Vertrag bestimmte angemessene Abfindung
zu erwerben.

1)Nr. 5.

1. Teil. Unternehmensverträge §§ 304, 305 AktG 1
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(2) Als Abfindung muß der Vertrag,
1. wenn der andere Vertragsteil eine nicht abhängige und nicht in Mehrheits-
besitz stehende Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ist, die Gewährung eigener Aktien dieser Gesellschaft,

2. wenn der andere Vertragsteil eine abhängige oder in Mehrheitsbesitz stehen-
de Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien und das herr-
schende Unternehmen eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft
auf Aktien mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, entweder die Gewährung von Aktien der herrschenden oder
mit Mehrheit beteiligten Gesellschaft oder eine Barabfindung,

3. in allen anderen Fällen eine Barabfindung
vorsehen.
(3) 1Werden als Abfindung Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt, so ist

die Abfindung als angemessen anzusehen, wenn die Aktien in dem Verhältnis
gewährt werden, in dem bei einer Verschmelzung auf eine Aktie der Gesell-
schaft Aktien der anderen Gesellschaft zu gewähren wären, wobei Spitzen-
beträge durch bare Zuzahlungen ausgeglichen werden können. 2Die angemes-
sene Barabfindung muß die Verhältnisse der Gesellschaft im Zeitpunkt der
Beschlußfassung ihrer Hauptversammlung über den Vertrag berücksichtigen.
3 Sie ist nach Ablauf des Tages, an dem der Beherrschungs- oder Gewinn-
abführungsvertrag wirksam geworden ist, mit jährlich 5 Prozentpunkten über
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu
verzinsen; die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlos-
sen.
(4) 1Die Verpflichtung zum Erwerb der Aktien kann befristet werden. 2Die

Frist endet frühestens zwei Monate nach dem Tage, an dem die Eintragung des
Bestehens des Vertrags im Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetzbuchs
bekannt gemacht worden ist. 3 Ist ein Antrag auf Bestimmung des Ausgleichs
oder der Abfindung durch das in § 2 des Spruchverfahrensgesetzes1) bestimmte
Gericht gestellt worden, so endet die Frist frühestens zwei Monate nach dem
Tage, an dem die Entscheidung über den zuletzt beschiedenen Antrag im
Bundesanzeiger bekanntgemacht worden ist.
(5) 1Die Anfechtung des Beschlusses, durch den die Hauptversammlung der

Gesellschaft dem Vertrag oder einer unter § 295 Abs. 2 fallenden Änderung des
Vertrags zugestimmt hat, kann nicht darauf gestützt werden, daß der Vertrag
keine angemessene Abfindung vorsieht. 2 Sieht der Vertrag überhaupt keine
oder eine den Absätzen 1 bis 3 nicht entsprechende Abfindung vor, so hat das
in § 2 des Spruchverfahrensgesetzes bestimmte Gericht auf Antrag die ver-
traglich zu gewährende Abfindung zu bestimmen. 3Dabei hat es in den Fällen
des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Vertrag die Gewährung von Aktien der herr-
schenden oder mit Mehrheit beteiligten Gesellschaft vorsieht, das Verhältnis, in
dem diese Aktien zu gewähren sind, wenn der Vertrag nicht die Gewährung
von Aktien der herrschenden oder mit Mehrheit beteiligten Gesellschaft vor-

1)Nr. 5.

1 AktG § 305 3. Buch. Verbundene Unternehmen


